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Neue Evaluation der Gutachterkommission
für ärztliche Behandlungsfehler bei der
Ärztekammer Nordrhein – Hohe Quote

außergerichtlicher Erledigungen
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Im Jahre 1992 war die
Gutachterkommission
für ärztliche Behand-

lungsfehler bei der Ärzte-
kammer Nordrhein erst-
mals durch Auswertung ei-
nes gesamten Jahrgangs
erledigter Begutachtungs-
verfahren der Frage nach-
gegangen, wie sich die
Haftpflichtauseinanderset-
zungen nach Übersen-
dung des gutachtlichen
Bescheides an die Verfah-
rensbeteiligten weiter ent-
wickelt hatten. Die Eva-
luation durch Umfrage
vornehmlich bei den vom
Behandlungsfehlervorwurf
betroffenen Ärzten be-
zog sich seinerzeit auf 665
im Jahre 1990 abgeschlossene Verfahren. Kurz zusam-
mengefaßt hatte sie zu folgenden Ergebnissen geführt:
- In 223 Fällen (33,5%) waren Behandlungsfehler fest-

gestellt worden, was in 167 Fällen (77%) zur Geltend-
machung von Schadenersatzansprüchen des Patienten
gegen den Arzt führte. Die ärztlichen Berufshaft-
pflichtversicherer regulierten den Schaden in 117
(70%) dieser Fälle unmittelbar aufgrund der Feststel-
lungen der Gutachterkommission. Nur in 43 (25%)
dieser Fälle wurde nach dem Begutachtungsverfahren
noch eine Schadenersatzklage erhoben und weit über-
wiegend in Übereinstimmung mit dem Kommissions-
bescheid gerichtlich entschieden. Die übrigen Patien-
ten (7) sahen von einer Klage ab.

- In 442 Fällen waren Behandlungsfehler verneint wor-
den. Damit gaben sich rund 86% der Patienten zufrie-
den. 12,3% der Patienten erhoben dennoch Schaden-
ersatzklage, die in der Regel keinen Erfolg hatte.

Insgesamt führte in den 665 Begutachtungsverfahren
der Bescheid der Gutachterkommission in 560, d.h.
knapp 86% aller Fälle zur außergerichtlichen Befrie-
dung des Streites zwischen Patient und Arzt.

Erneute Evaluation

Um anhand aktualisierter Zahlen die Frage beant-
worten zu können, ob die Gutachterkommission unver-
ändert ihrer Befriedungsfunktion gerecht wird, wurde
nun – nach Ablauf von 5 Jahren – eine erneute Evaluati-
on durch Umfrage bei den ärztlichen Haftpflichtversi-
cherern durchgeführt. Die Ermittlungen bezogen sich
auf 773 im Jahre 1995 durch gutachtlichen Erstbescheid
abgeschlossene Verfahren und wurden in der Zeit vom
1. Oktober 1997 bis zum 11. März 1998 durchgeführt. In
wenigen Fällen, in denen z.B. die Berufshaftpflichtversi-
cherung des Arztes nicht bekannt war, wurden die An-
fragen an den beteiligten Arzt bzw. den Krankenhaus-
träger oder den Antragsteller bzw. seinen anwaltlichen
Bevollmächtigten gerichtet. In einem Falle wurde von ei-
ner Anfrage abgesehen, weil das Verfahren nach § 5 Abs.
4 S. 3 des Statuts vor der Gesamtkommission zur Über-

prüfung der gegen den
Erstbescheid erhobenen
Einwendungen wegen
besonderer Gründe noch
nicht abgeschlossen war.

Umfangreiche Beteiligung

Bei Abschluß der Er-
hebungen lagen Antwor-
ten zu 772 abgeschlosse-
nen Verfahren (99,88%)
vor. Sie gaben anhand ei-
nes hierzu entwickelten
Fragebogens umfassend
Auskunft über die weite-
re Entwicklung der
Streitsache, soweit diese
im Zeitpunkt der Rück-
sendung des Fragebo-
gens zu überschauen war.

Die Erhebung hat folgende Ergebnisse erbracht:
In den 773 Verfahren waren in 287 Fällen (37,13%)

ärztliche Behandlungsfehler anerkannt, in 450 Fällen
(58,21%) verneint worden. In den verbleibenden 36 Fäl-
len (4,66%) waren Behandlungsfehler mit den Mitteln
der Gutachterkommission nicht feststellbar. Keine
Behandlungsfehler, aber haftungsbegründende Auf-
klärungsversäumnisse wurden in 3 Fällen festgestellt, so
daß insgesamt 290 Begutachtungsverfahren (37,52%)
für die Patienten erfolgreich verliefen (Tabelle 1).

Die Rüge unzureichender Risiko- bzw. Eingriffsauf-
klärung war im übrigen in 88 Fällen erhoben worden,
das entspricht rund 11 Prozent aller Verfahren. In 16
Fällen stellte die Gutachterkommission neben einem
ärztlichen Behandlungsfehler auch einen Aufklärungs-
mangel im Bescheid fest.

Nicht jeder Behandlungsfehler haftungsbegründend

Soweit Behandlungsfehler vorlagen, war ihre Kausa-
lität für den geltend gemachten Gesundheitsschaden in
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1. Im Jahre 1995 mit gutachtlichem Bescheid 
abgeschlossene Verfahren 773
davon

1.1 im Rahmen der Evaluation eingegangene Antworten 772
2. von Ziffer 1

Behandlungsfehler:
2.1 festgestellt 287
2.2 verneint 450
2.3 nicht feststellbar 36
3. von Ziffer 2.2:
3.1. Behandlungsfehler verneint, aber haftungsbe-
gründende Aufklärungsmängel bejaht 3

Tabelle 1

1. Festgestellte Behandlungsfehler 287
davon
1.1 Schaden und Kausalität bejaht 231
1.2 Schaden bejaht, Kausalität verneint 8
1.3 Schaden bejaht, Kausalität nicht feststellbar 20
1.4 Schaden und Kausalität verneint 20
1.5 Schaden und Kausalität nicht feststellbar 8

* Präsident des Oberlandesgerichts a.D. Herbert Weltrich ist Vorsitzender, Prof. Dr. med. Lutwin Beck Geschäftsführendes Mitglied der Gutachterkom-
mission für ärztliche Behandlungsfehler bei der Ärztekammer Nordrhein. Ulrich Smentkowski leitet die Geschäftsstelle der Gutachterkommission.
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231 Fällen bejaht, im übrigen verneint worden oder blieb
ungeklärt (Tabelle 2).

Ansprüche nicht immer weiter verfolgt

In den insgesamt 290 Fällen, in denen die Kommissi-
on ärztliche Behandlungs- oder Aufklärungsfehler fest-
gestellt hatte, haben 214 (73,79%) geschädigte Patien-
ten anschließend bei dem zuständigen Haftpflichtversi-
cherer Schadenersatz- und Schmerzensgeldansprüche
geltend gemacht. In 76 Fällen (26,21%) verfolgten die
Antragsteller die Sache nicht weiter, gaben sich also mit
den Feststellungen des gutachtlichen Bescheides zufrie-
den. In den insgesamt 483 Fällen, in denen die Kommis-
sion ärztliche Behandlungs- oder haftungsbegründende
Aufklärungsfehler verneint hat bzw. nicht feststellen
konnte, haben die Anspruchsteller die Sache in nur 54
Fällen (11,18%) weiter verfolgt (Tabelle 3).

Soweit Ansprüche bei Feststellung eines Behandlungs-
oder Aufklärungsfehlers (n = 214) nicht weiter verfolgt
wurden, handelte es sich vielfach um solche, bei denen die
Kommission die Ursächlichkeit des Fehlers für einen bei
dem Patienten eingetretenen Gesundheitsschaden nicht
feststellen konnte. In immerhin 41 Fällen (14,29%), in de-
nen trotz Bejahung von Schaden und Kausalität von einer
Weiterverfolgung abgesehen wurde, ging es den be-
schwerdeführenden Patienten offenbar ausschließlich
darum, den vermuteten ärztlichen Behandlungsfehler be-
stätigt zu bekommen. In einem Fall verfolgte der betrof-
fene Patient die Sache nicht weiter, obwohl ihm von der
Haftpflichtversicherung ein Regulierungsangebot unter-
breitet worden war. In einem weiteren Fall, in dem der Pa-
tient von der Erhebung von Ansprüchen absah, machte
indes die Krankenkasse Behandlungsmehrkosten gel-
tend, die aufgrund des Bescheides von der Haftpflicht-
versicherung erstattet wurden.

Viele Fälle unmittelbar reguliert

Wie Tabelle 4 zeigt, wurden Ansprüche von Patienten,
die sich auf einen gutachtlichen Bescheid stützten (n =
214), in 119 Fällen (55,61%) von der Haftpflichtversiche-
rung unmittelbar aufgrund des gutachtlichen Bescheides
abschließend vergleichsweise reguliert. Darunter befan-
den sich 3 Fälle, in denen Zahlungen erfolgten, obwohl
die Gutachterkommission die Kausalität des festgestell-
ten Behandlungsfehlers für den geltend gemachten Scha-
den verneint hatte bzw. nicht feststellen konnte. In 20 Fäl-
len (9,35%) wurde nach Einholung eines weiteren medi-
zinischen Gutachtens auf Veranlassung der Versicherung
abschließend reguliert. In insgesamt 25 Fällen (11,68%)
dauerten die Regulierungsverhandlungen noch an, da-
von in 11 Fällen, ohne daß bisher eine Vorauszahlung des
Haftpflichtversicherers erfolgt war. In 9 Fällen (4,21%)
sahen die Anspruchsteller von der weiteren Verfolgung
der aufgrund des Bescheides geltend gemachten An-
sprüche ab, nachdem die Haftpflichtversicherung eine
vergleichsweise Regulierung abgelehnt hatte. Dabei wur-
de einmal Klageerhebung angekündigt, ohne daß dies im
Zeitpunkt der Erhebung bereits geschehen war.

Klage wurde nach Feststellung eines Behandlungs-
oder Aufklärungsfehlers in 41 Fällen (19,16%) erhoben,
davon in 30 Fällen, weil die Haftung dem Grunde nach
bestritten wurde und in 10 Fällen, weil keine Einigung
über die Höhe der Ansprüche herbeigeführt werden
konnte. In einem Fall wurde nicht mitgeteilt, aus wel-
chem Grunde Klage erhoben wurde. In 2 Fällen erfolg-
te die Klageerhebung schon vor Erteilung des gutacht-
lichen Bescheides. Bei den 10 Fällen, in denen die Höhe
der Ansprüche streitig blieb, war in 3 Fällen Klage we-
gen weitergehender Ansprüche nach vergleichsweiser
Regulierung, in einem Fall nach Ablehnung eines Ver-
gleichsangebots der Haftpflichtversicherung erhoben
worden. Die Klagen nach Anerkennung eines Behand-
lungsfehlers durch die Kommission führten in 4 Fällen
zur Verurteilung des Arztes; dabei wurde der Klagean-
spruch einmal voll und dreimal teilweise zuerkannt. In 7
Fällen wurde ein gerichtlicher Vergleich geschlossen. In
4 Fällen wurde die Klage in Abweichung von den Fest-
stellungen der Gutachterkommission abgewiesen. In ei-
nem Fall, in dem der Patient nach bereits erfolgter ver-
gleichsweiser Regulierung erfolglos weitergehende An-
sprüche einklagte, wurde die Klage ebenfalls abgewie-
sen. 25 erstinstanzliche gerichtliche Verfahren dauerten
im Zeitpunkt der Erhebung noch an (Tabelle 6).

Gegen klageabweisende Urteile nach Anerkennung
eines Behandlungsfehlers durch die Gutachterkommis-
sion wurde in 3 Fällen Berufung eingelegt; keines dieser
Berufungsverfahren war zum Zeitpunkt der Erhebung
erledigt. Gegen eine den Arzt verurteilende erstinstanz-
liche Entscheidung wurde in 4 Fällen das Berufungsge-
richt angerufen. In einem Fall wurde die Berufung
zurückgewiesen, in einem weiteren Fall verglichen sich
die Parteien in der zweiten Instanz. 2 Berufungsverfah-
ren dauerten noch an (Tabelle 6).

Aufklärungsfehler führten nur selten zu Schadenersatz

Bei den insgesamt 3 Fällen, in denen die Kommissi-
on zwar einen Behandlungsfehler verneinte, aber einen
haftungsbegründenden Aufklärungsmangel feststellte,
wurden die daraufhin geltend gemachten Ansprüche in
einem Fall außergerichtlich reguliert, in einem weiteren
Fall gerichtlich geltend gemacht. Der Rechtsstreit war
noch nicht abgeschlossen. In dem dritten Fall verzichte-
te der Antragsteller auf die Weiterverfolgung von An-
sprüchen.

Nach Abschluß des Begutachtungsverfahrens von dem Antrag-
steller weiter verfolgte Haftpflichtansprüche:
1. nach Feststellung eines Behandlungs-/

Aufklärungsfehlers (n = 290)
1.1. weiter verfolgt 214
1.2 nicht weiter verfolgt 76

2. nach Verneinung/ Nichtfeststellbarkeit eines 
Behandlungsfehlers (n = 483)
2.1. weiter verfolgt 54
2.2. nicht weiter verfolgt 428
(2.3 Ausgang noch ungeklärt) (1)



Nur wenige Klagen nach Verneinung von Behandlungsfehlern

In den 483 Fällen, in denen die Gutachterkommissi-
on einen ärztlichen Behandlungs- oder Aufklärungsfeh-
ler verneinte oder nicht feststellen konnte, führte der
gutachtliche Bescheid in 88,61% der Fälle unmittelbar
zur Beendigung der Haftungsauseinandersetzung, da
428 Patienten ihren Anspruch gegenüber dem Arzt
nicht weiter verfolgten (Tabelle 3).

Nach Verneinung eines Fehlers weiter verfolgte An-
sprüche (n = 54) wurden in 2 Fällen von der Haft-
pflichtversicherung noch vergleichsweise reguliert, in 4
Fällen von der Haftpflichtversicherung abgewehrt,ohne
daß eine gerichtliche Auseinandersetzung gesucht wur-
de. In 3 Fällen liefen im Zeitpunkt der Erhebung noch
Regulierungsverhandlungen. In einem Fall beantragte
der Antragsteller den Erlaß eines gerichtlichen Mahn-
bescheids, erhob aber nach Widerspruch des Arztes kei-
ne Klage. In einem Fall nahm der Anspruchsteller eine
vor Erteilung des Bescheides bereits erhobene Klage
nach dessen Zustellung zurück. Der Antrag eines Pati-
enten auf Bewilligung von Prozeßkostenhilfe für eine
Klage gegen den Arzt nach ablehnendem Bescheid
durch die Kommission wurde von dem angerufenen
Landgericht abgewiesen. In 3 Fällen wurde im Anschluß
an das Begutachtungsverfahren ein gerichtliches selb-
ständiges Beweisverfahren beantragt. Das in einem Ver-
fahren eingeholte Sachverständigengutachten vernein-
te – wie bereits zuvor die Gutachterkommission – das
Vorliegen eines ärztlichen Behandlungsfehlers. Einmal
wurde die Durchführung des selbständigen Beweisver-
fahrens von dem zuständigen Amtsgericht abgelehnt; in
einem Fall stand das Ergebnis noch aus (Tabelle 5).

Wie Tabelle 5 zeigt, wurden im Anschluß an das Begut-
achtungsverfahren lediglich in 40 Fällen gerichtliche Kla-
gen anhängig, davon einmal bereits vor Bescheiderteilung.
Von den bereits erledigten 13 Fällen wurden 8 durch Kla-

geabweisung in Übereinstimmmung mit dem Ergebnis des
Begutachtungsverfahrens, 3 durch gerichtlichen Vergleich
und ein Verfahren durch Klagerücknahme erledigt. Nur in
einem Falle wurde der Klageanspruch in Abweichung von
dem Ausgang des Begutachtungsverfahrens teilweise zu-
erkannt. In 27 Fällen war das erstinstanzliche gerichtliche
Verfahren noch nicht abgeschlossen (Tabelle 6).

Eines von insgesamt 3 gegen klageabweisende Urteile
durchgeführten Berufungsverfahren endete mit der Be-
rufungsrücknahme; in einem Falle wurde die Berufung in
Übereinstimmung mit dem Ergebnis des Begutachtungs-
verfahrens zurückgewiesen. Ein Verfahren zweiter In-
stanz dauerte noch an. In einem Falle wurde Berufung ge-
gen ein Urteil eingelegt, das abweichend von dem Be-
scheid den Klageanspruch teilweise zuerkannte; sie wur-
de durch gerichtlichen Vergleich erledigt (Tabelle 6).

Gesamtübersicht über die Gerichtsverfahren
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T H E M A

Nach Feststellung eines Behandlungsfehlers weiter verfolgte
Haftpflichtansprüche  (n = 214)
1. von der Haftpflichtversicherung

1.1. unmittelbar aufgrund des Bescheides 
abschließend reguliert 119

1.2 nach Einholung eines weiteren Gutachtens 
abschließend reguliert 20

2. noch Regulierungsverhandlungen 
2.1 nach Vorauszahlung aufgrund des Bescheides 14
2.2 ohne vorherige Zahlung 11

3. nach Ablehnung der Regulierung durch die 
Haftpflichtversicherung nicht weiter verfolgt 9

4. Klage erhoben 41

Tabelle 4

Nach Verneinung/ Nichtfeststellbarkeit eines Behandlungs-/ Auf-
klärungsfehlers weiter verfolgte Haftpflichtansprüche  (n = 54)
1. von der Haftpflichtversicherung unmittelbar reguliert 2
2. Regulierungsverhandlungen noch nicht abgeschlossen 3
3. nach Ablehnung der Regulierung durch die 

Haftpflichtversicherung nicht weiter verfolgt 4
4. nach gerichtlichem Mahnverfahren nicht weiter verfolgt 1
5. Nach erfolglosem Prozeßkostenhilfeverfahren nicht 

weiter verfolgt 1
6. Beweissicherungsverfahren 3
7. Klage erhoben 40

Tabelle 5

Von den bei Gericht anhängig gewordenen 81 Klagen
(10,48% der Begutachtungsverfahren) wurden 17 bei
dem Amtsgericht (Streitwertgrenze 10.000 DM), 64 bei
dem Landgericht erhoben. In einem Fall wurde die Klage
zurückgenommen. 7mal war das gerichtliche Verfahren
durch Urteil erster Instanz abschließend erledigt. In 11
Fällen wurde die erstinstanzliche Entscheidung mit der
Berufung angefochten, davon 5mal zum Land- und 6mal
zum Oberlandesgericht. 12 gerichtliche Verfahren ende-
ten durch Vergleich, davon 2 in zweiter Instanz. 52 erstin-
stanzliche und 6 zweitinstanzliche gerichtliche Verfahren
dauerten bei Abschluß der Erhebung noch an. In 12 Fäl-
len bestand Übereinstimmung zwischen dem Urteil des
Gerichts und dem Ergebnis des Begutachtungsverfah-
rens. Hiervon abweichende gerichtliche Entscheidungen
waren nur in 5 Fällen festzustellen; ein Fall der Klageab-
weisung bei festgestelltem Behandlungsfehler betraf die
Zurückweisung weitergehender Ansprüche nach vorpro-
zessualer vergleichsweiser Regulierung (Tabelle 6).

Ergebnis

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß die er-
neute Umfrage bei den Verfahrensbeteiligten die Er-
gebnisse der auf das Erledigungsjahr 1990 gestützten
Erhebung über die weitere Entwicklung von Haftungs-
streitigkeiten nach Abschluß eines Verfahrens bei der
Gutachterkommission bestätigt hat.

Die Klagequote nach Abschluß des Begutachtungs-
verfahrens fiel mit rund 10,5 gegenüber rund 14,8 Prozent
geringer aus, d.h. das freiwillige Begutachtungsverfahren
führte in knapp 90 Prozent der Fälle zur außergerichtli-
chen Erledigung der Haftungsauseinandersetzung.

Die einen Behandlungs- oder haftungsbegründenden
Aufklärungsfehler feststellenden gutachtlichen Beschei-
de ermöglichten in der weitaus überwiegenden Zahl der
Fälle, in denen Ansprüche geltend gemacht wurden (n =
214) dem Haftpflichtversicherer eine vergleichsweise
Regulierung der Schadenersatz- und Schmerzensgeld-
ansprüche. 153 mal (71,5%) leisteten sie abschließende
oder vorläufige Zahlungen, was für eine hohe Akzeptanz



Tabelle 6

Gutachterkommission Nordrhein
Evaluation des Erledigungsjahrgangs 1995

Verhältnis außergerichtlicher Erledigungen/Klagen

erledigt d. Bescheid
691

Klagen   81
davon abweich.
Urteil   5
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und Qualität der Bescheide spricht. Die erneut geringe
Quote nur 5 (0,65%) abweichender gerichtlicher Urtei-
le belegt, daß die Entscheidungen der Gutachterkom-
mission in sachlicher Hinsicht in aller Regel auch einer
gerichtlichen Überprüfung standhalten.

Fazit

Das dargestellte Ergebnis beruht auf dem Einsatz ei-
ner Vielzahl ehrenamtlicher ärztlicher und juristischer
Mitglieder der Gutachterkommission und von qualifi-
zierten Sachverständigen, die die Arbeit der Kommissi-
on unterstützen. Es ist das Resultat einer objektiven
Prüfung und Bewertung durch ein reines Sachverstän-
digengremium, in dem weder Patienten- noch Versiche-
rungsvertreter mitwirken und auf dessen Zusammen-
setzung die Verfahrensbeteiligten keinen Einfluß ha-
ben. Die vor allem von Patientenverbänden immer wie-
der erhobene Forderung einer Beteiligung ihrer Vertre-
ter in der Kommission verträgt sich nicht mit dem We-
sen und der Aufgabe einer Gutachterkommission, in der
ausschließlich Sachverständige zur Beurteilung von
Arzthaftungsfällen berufen sind. Das Begutachtungs-
verfahren bei einer Gutachterkommission darf auch
nicht mit einem gerichtlichen Prozeß verwechselt wer-
den, da sie über keine zivilprozessualen Möglichkeiten
verfügt, etwa eine Beweisaufnahme durch Zeugen- und
Parteivernehmung durchzuführen. Die Kommission
stützt sich auf den Sachverhalt, der sich aus den Kran-
kenunterlagen, objektiven Befunden und dem überein-
stimmenden Sachvortrag der Beteiligten ergibt. Einer
mündlichen Verhandlung, wie dies zuweilen angeregt
wird, bedarf die Begutachtung nicht, wohl in den geeig-
neten Fällen einer persönlichen Untersuchung des Pati-

enten durch ein Mitglied der Gutachterkommission
oder den berufenen Sachverständigen. Regelmäßige
mündliche Verhandlungen würden zudem bei z. Zt. mo-
natlich rund 120 Anträgen die ehrenamtlich tätigen
Mitglieder weit überfordern und ohne Nutzeffekt zu ei-
ner längeren Verfahrensdauer führen. Für den Befrie-
dungserfolg wird es auch zukünftig darauf ankommen,
die Kommissionsarbeit von diesen Bestrebungen freizu-
halten, um nicht die Akzeptanz und Wirksamkeit der
außergerichtlichen, für die Patienten kostenfreien Re-
gelung von Arzthaftungsstreitigkeiten, an der ein ge-
samtgesellschaftliches Interesse besteht, zu gefährden.

Dank

Die Gutachterkommission dankt den ärztlichen Be-
rufshaftpflichtversicherern für die zügige und bereitwilli-
ge Mitwirkung bei der Umfrage, ohne die die Evaluation
1995 nicht möglich gewesen wäre. Dank gilt auch den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern der Geschäftsstelle der
Gutachterkommission für die mit der administrativen Be-
wältigung der Umfrageaktion verbundene Mehrarbeit.

T H E M A

Ausgang der nach dem Begutachtungsverfahren anhängig gewordenen Klageverfahren (n = 81)

nach Feststellung eines BF/ nach Verneinung/Nichtfeststellbarkeit
Aufklärungsmangels (n=41) eines BF (n =40) 

Verfahren erster Instanz:
1. noch nicht abgeschlossen 25 27
2. in erster Instanz abgeschlossen 16 13

davon durch
2.1. Vergleich 7 3
2.2. Urteil 9 9
2.3 Klagerücknahme - 1

3. Ergebnis der durch Urteil abgeschlossenen Verfahren:
3.1. Klageabweisung 5 8
(davon  wegen weitergehender Ansprüche) (1) -
3.2. Klageanspruch teilweise zuerkannt 3 1
3.3. Klageanspruch voll zuerkannt 1 -

Verfahren zweiter Instanz:
1. Zahl der Berufungen (n = 11)

1.1 gegen klageabweisende Urteile 3 3
1.2 gegen klageanerkennende Urteile 4 1

2. Ergebnis der Berufungen zu 1.1
2.1 noch nicht abgeschlossen 3 1
2.1 Berufungsrücknahme - 1
2.3 Vergleich - -
2.4 Zurückweisung der Berufung - 1

3. Ergebnis der Berufungen zu 1.2
2.1 noch nicht abgeschlossen 2 -
2.1 Berufungsrücknahme - -
2.1 Vergleich 1 1
2.3 Zurückweisung der Berufung 1 -


